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68/01 Behinderteneinstellung 

Text 

Rechtsfolgen der Diskriminierung im Zusammenhang mit der Beendigung eines 
Dienstverhältnisses 

§ 7f. (1) Ist das Dienstverhältnis vom Dienstgeber wegen einer Behinderung des Dienstnehmers oder 
wegen der offenbar nicht unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz 
gekündigt oder vorzeitig beendigt worden (§ 7b Abs. 1 Z 7), so kann die Kündigung oder Entlassung 
unter der Voraussetzung des § 7k bei Gericht angefochten werden. 

(2) Ist das Dienstverhältnis eines Beamten wegen einer Behinderung oder wegen der offenbar nicht 
unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz gekündigt oder vorzeitig 
beendigt worden, oder ist der Beamte wegen einer Behinderung amtswegig in den Ruhestand versetzt 
worden, so ist die Kündigung, Entlassung oder Ruhestandsversetzung auf Grund eines Antrages des 
betroffenen Dienstnehmers für rechtsunwirksam zu erklären. 

(3) Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf Kündigungen, für die § 8 gilt. 
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